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LANDGERICHT FRANKFURT AM MAIN

Geschäftszeichen: 2/30 0 202/02

TEILURTEIL

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

des Rechtsanwalts Herbert Spoelgen als Testamentsvollstrecker über den Nachlass des am ... 1981 verstorbenen ....,  Thomas‑Mann‑Straße 45, 53111 Bonn,

Klägers,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Spoelgen, 

g e g e n

1.) Rechtsanwalt Dr. ...

Beklagten zu 1.),

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. ...

2.) Rechtsanwalt ...

Beklagten zu 2.),

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwältin ...

hat das Landgericht Frankfurt am Main, 30. Zivilkammer,

durch Richterin am Landgericht Tietje als Einzelrichterin

auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 12.11.2004

für  R e c h t  erkannt:

1.) Es wird festgestellt, dass der Antrag auf Auskunft über den Bestand des am ... 1981 verstorbenen ... zum Stichtag ... 1981 sowie über den Verbleib der Nachlassgegenstände zum Stichtag ... 2001 in der Hauptsache erledigt ist. 

2.) der Beklagte zu 1.) wird verurteilt, dem Kläger eine Abrechnung über seine Testamentsvollstreckertätigkeit in der Zeit vom ... 1981 bis zum ... 2001 zu erteilen (wobei für die Jahre 1990 ‑1992 sowie 1997 ‑2001 Abrechnungen der Konten der Sparkasse ... mit den Nrn.: ... sowie der ...-Bank mit den Kontonummern: ... und ... vorliegen).

3.) der Beklagte zu 1.) wird verurteilt, an den Kläger die Testamentsvollstrecker​akten bezüglich des Nachlasses des am ... 1981 verstorbenen ... ... einschließlich aller Kontoauszüge und Urkunden im Original herauszugeben;

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von € 11.365.‑ vorläufig vollstreckbar.

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlussurteil vorbehalten.

TATBESTAND

Der klagende Testamentsvollstrecker verlangt von seinem Vorgänger im Amt (dem Beklagten zu 1) nunmehr Rechnungslegung und Herausgabe der Nachlassakten und macht gegen ihn, z.T. gesamtschuldnerisch mit dessen Sozius (den Beklagten zu 2), Schadensersatzansprüche wegen unberechtigter Entnahmen aus dem Nachlass, unsorgfältiger Amtsführung sowie wegen erhöhter Aufwendungen des Klägers im Zusammenhang mit der Übergabe des Amtes geltend.

Am ... 1981 verstarb der Witwer der Teilhaber verschiedener - in verschiedenen Rechtsformen betriebener ‑ Gesellschaften im Zusammenhang mit dem Betrieb des ... ... und der ... in Bonn war, und hinterließ seine zwei Kinder ... und ... Er hatte durch privatschriftliches Testament vom  ... 1980 nebst Ergänzung vom ... 1981 (Leseabschriften in Anlage K 1 zur Klageschrift) seine beiden Kinder zu Erben eingesetzt, seine Tochter ... indessen nur als Vorerbin. Nacherbin sollte eine noch zu gründende Familienstiftung werden. Unter Abschnitt E dieses  Testaments ordnete der Erblasser Testamentsvollstreckung an, die hinsichtlich des an seine Tochter fallenden Erbes und des zu ihren Gunsten verfügten Vermächtnisses nicht vor ihrem Tode enden sollte (Ziffer E 4 des Testaments). Zum Testamentsvollstrecker bestimmte er den

 Beklagten zu 1). Zur Vergütung des Testamentsvollstreckers bestimmte der Erblasser unter Ziffer E 6:

"Die Testamentsvollstreckung soll angemessen honoriert werden, wobei insgesamt zwei Prozent vom steuerlichen jährlichen Reingewinn der in der ... KG vereinigten Unternehmen als Richtwert zu betrachten sind."

Mit Erklärung vom 15.12.1981 nahm der als Rechtsanwalt, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer tätige Beklagte zu 1) das Testamentsvollstreckeramt an.

Mit notariellem Erbauseinandersetzungsvertrag des Notars ... in Bonn vom ... 1982 (Anlage B 9 zum Schriftsatz vom 31.1.2003) und dessen Ergänzungen vom ... 1983 sowie ...1983 (Anlage B 10 und 11 zum Schriftsatz vom 2003) wurde der Nachlass zwischen den beiden Miterberben geteilt. Dabei blieb das Wohnungseigentum Schweiz entsprechend der notariellen Vereinbarung der beiden Erben vom ... 1983 (Anlage B 44 zum Schriftsatz vom 31.1.2003), ebenso ungeteilt wie die Musikaliensammlung des Erblassers.

Danach erhielt ... ‑ neben weiteren nicht der Testamentsvollstreckung unterliegenden Vermögenswerten, insbesondere Beteiligungen an den Betrieben ihres Vaters ‑ folgende Nachlassgegenstände:

‑ Miteigentum am Grundbesitz .../Bonn,

‑ Grundbesitz in der .../Bonn,

‑ verschiedene Versicherungsforderungen, Wertpapiere und Bankguthaben,

‑ sowie in ungeteilter Erbengemeinschaft mit ihrem Bruder die Musikaliensammlung ihres Vaters sowie das Wohnungseigentum ...

Entsprechend den testamentarischen Vorgaben seines Vaters übernahm ... die geschäftliche Verantwortung für die ihm zugewandten Unternehmen, die er in den Folgejahren z.T. umstrukturierte und auch mit neu erworbenen Gesellschaften verschmolz.

Die Tochter litt schon seit ihrer Kindheit unter einer leichten Debilität und lebte in einer betreuenden Einrichtung der ... in dem Haus ... (Bonn), das zum Nachlass des Erblassers gehörte.

Mit notarieller Urkunde des Notars ... in Bonn vom ... 1984 (Anlage B 14 zum Schriftsatz vom 31.1.2001) erteilte ... ihrem Bruder eine Generalvollmacht, die ihn berechtigte, sie in allen persönlichen und vermögensrechtlichen Angelegenheiten gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten.

In den Folgejahren bis zum Januar 1999 bereitete der Beklagte zu 1) die jeweils fälligen Steuererklärungen für ... vor, auch für ihr nicht der Testamentsvollstreckung unterliegendes Vermögen, und übersandte sie zur Einreichung an das Finanzamt an ..., der die dafür erstellten Steuerberaterrechnungen ebenso wie das Testamentsvollstreckerhonorar für beide Erben bezahlte. In den vorbereiteten Steuererklärungen ordnete der Beklagte zu 1) die Erträgnisse aus dem der Testamentsvollstrecker unterliegenden Nachlass der Vorerbin zu, ohne sie ihr auszuzahlen.

Im Jahre 1997 strengte der Beklagte zu 1) in seiner Eigenschaft als Testamentsvollstrecker einen Zivilprozess gegen ... und die von ihm vertretene GmbH & Co. KG an, mit dem er im wesentlichen Mietzinsansprüche der Vorerbin aus ihrem Miteigentumsanteil an der ... (Bonn) geltendmachte (Aktenzeichen: 18 0 294/97). Das Landgericht Bonn wies die Klage nach vorangegangenem Teilanerkenntnis mit Urteil vom 20.8.1998 teilweise ab (Anlage B 58 zum Schriftsatz vom 31.1.2003). Die hiergegen eingelegte Berufung des Testamentsvollstreckers wurde mit Schriftsatz vom 23.3.1999 zurückgenommen (Anlage K 84 zur Klageschrift). Im Zusammenhang mit diesem Verfahren mandatierte der dort klagende Beklagte zu 1) neben einer örtlichen Rechtsanwaltskanzlei zur Prozessvertretung auch seinen Sozius, den Beklagten zu 2), der für seine anwaltlichen Beratungsleistungen folgende Gebührenrechnungen stellte, die aus dem Nachlass bezahlt wurden:

Rechnung vom ... 1998 (Anlage K 15 zur Klageschrift) über DM 12.253,95 

Rechnung vom ... 1998 (Anlage K 87 zur Klageschrift) über DM 1.684,03

Rechnung vom ... 1999 (Anlage K 88 zur Klageschrift) über DM 4.700,90

Rechnung vom ... 1999 (Anlage K 89 zur Klageschrift) über DM 1.969,10

Rechnung vom ... 1999 (Anlage K 90 zur Klageschrift) über DM 352,64

Rechnung vom ... 1999 (Anlage K 91 zur Klageschrift) über DM 5.507,10

Rechnung vom ... 1999 (Anlage K 92 zur Klageschrift) über DM 3.155,20

Rechnung vom ... 1999 (Anlage K 93 zur Klageschrift) über DM 1.671,85

Rechnung vom ... 2001 (Anlage K 94 zur Klageschrift) über DM 730,80

Mit Beschluss des Amtsgericht Bonn vom 1998 (Aktenzeichen: ... XVII G ...) wurde auf Grund eines psychiatrischen Gutachtens für ... ... eine Betreuung angeordnet und ... als Betreuer mit dem Wirkungskreis für alle Angelegenheiten bestellt.

Mit Schreiben vom ... 1998 widerrief der Betreuer die notarielle Generalvollmacht des ... für seine Schwester. Außerdem erklärte er für die Betreute die Ausschlagung der Erbschaft. Die vormundschaftsgerichtliche Genehmigung der Erbausschlagung unterblieb bisher mit der Begründung, dass die wirtschaftlichen Folgen bisher nicht absehbar seien, da es an entsprechenden Auskünften des Testamentsvollstreckers fehle (vergl. Vermerk vom 9.5.2000, Anlage B 256 zum Schriftsatz vom 25.4.2003, Bl. 402 d.A.).

Für seine Testamentsvollstreckerleistungen in der Zeit vom ... 1996 bis zum ... 2001 stellte der Beklagte zu 1) Rechnungen in Höhe von insgesamt DM 202.299,36 (Anlage K 10 - 14 zur Klageschrift), deren Zahlung er dem Nachlass entnahm.

Für anwaltliche Leistungen in der Zeit von ... 1998 bis ... 2001 stellte die vom Beklagten zu 1) mandatierte Sozietät der Beklagten 54 Gebührennoten in Höhe von insgesamt 146.497,95 (Anlage K 30 ‑ 83 zur Klageschrift), die der Beklagte zu 1) aus dem Nachlass bezahlte.

Für steuerliche Beratungsleistungen in der Zeit von ... 1998 bis 2001 stellte die vom Beklagten zu 1) mandatierte ... 11 Gebührenrechnungen in Höhe von insgesamt € 46.622.‑(Anlage K 18 ‑ 28 zur Klageschrift), die der ‑ an der Gesellschaft beteiligte ‑ Beklagte zu 1) aus dem Nachlass bezahlte.

Mit anwaltlichem Schreiben vom 29.12.1999 (Anlage K 4 zur Klageschrift) beantragte die durch ihren Betreuer vertretene ... beim Nachlassgericht in Bonn (Aktenzeichen: ... VI ... TVZ), den Beklagten zu 1) aus dem Amt zu entlassen wegen verschiedener Pflichtverletzungen, insbesondere wegen der ausgebliebenen Auskehrung von Erträgnisse an die Vorerbin, verzögerter bzw. unvollständiger Rechnungslegung u.ä. Nach Anraten des Gerichts anlässlich eines Telefongesprächs (Anlage K 106 zum Schriftsatz vom 13.3.2003, Bl. 308 d.A.) kündigte der Beklagte zu 1) mit Schreiben vom ... 2001 (Anlage B 7 zum Schriftsatz vom 31.1.2003) sein Amt als Testamentsvollstrecker mit sofortiger Wirkung.

Der sodann als Testamentsvollstrecker eingesetzte Kläger vereinbarte mit seinem Amtsvorgänger ein Treffen am ... 2001 in dem Frankfurter Büro der Beklagten insbesondere zwecks Übergabe der Testamentsvollstreckerakten, zu dem er aus Bonn anreiste und gemäß Rechnung vom ... 2001 (Anlage K 95 zur Klageschrift) DM 229,22 an Fahrtkosten aufwendete. Bei diesem Treffen erhielt er einzelne Unterlagen; die erbetenen Originalakten wurden ihm nicht ausgehändigt. Für die Erteilung eines auf ihn lautenden Testamentsvollstreckerzeugnisses fielen Gebühren von DM 405,50 an (Anlage K 97 zur Klageschrift). Entsprechend einer Honorarvereinbarung mit ... vom 21.11.2002 (Anlage K 102 zur Klageschrift) stellte der Kläger das von ihm für die Konstituierung des Nachlasses verlangte Honorar in Höhe von insgesamt DM 69.600.‑ in Rechnung (Anlage K 100, 101 zur Klageschrift).

In der Folgezeit entwickelte sich ein umfangreicher Schriftwechsel zwischen dem Kläger und dem Beklagten zu 1), bei dem der Kläger Auskunft, Rechnungslegung und Herausgabe der Akten verlangte und der Beklagte zu 1) Ablichtungen verschiedener Schriftstücke aus den bei ihm verbliebenen Testamentsvollstreckerakten übersandte.

Mit Schreiben vom ... 2001 (Anlage K 7 zur Klageschrift) setzte der Kläger dem Beklagten zu 1) eine Frist zur Vorlage eines Bestandsverzeichnisses sowie zur Rechnungslegung und verlangte unter Fristsetzung bis zum 10.11.2001 die Rückzahlung vereinnahmter Honorare im Jahre 2001.

Im Oktober 2001 verhandelte der Kläger mit ... über die im ungeteilten Nachlass verbliebene Wohnung „..." und einigte sich mit ihm darauf, dass er zum ... 2001 das Recht auf alleinige Nutzung dieses Appartments gegen Zahlung eines monatlichen Nutzungsentschädigung von € ... und Übernahme der Kosten erhält (Anlage K 105 zur Klageschrift).

Der Kläger trägt vor:

1.) Der Beklagte zu 1) habe den Anspruch auf das streitgegenständliche Testamentsvollstreckerhonorar wegen schwerwiegender Fehler in der Amtsführung verwirkt: Die Pflichtverletzung erkenne er insbesondere darin, dass er in den Jahren seiner Tätigkeit keine Abrechnung darüber erteilt und die Erträgnisse nicht an die Vorerbin ausgekehrt habe; außerdem habe er im hier streitgegenständlichen Zeitraum seine Verwaltungsaufgaben nicht erfüllt, sondern entweder gegen fürstliches Entgelt von Dritten, nämlich Mitarbeitern seiner Rechtsanwalts‑ und Steuerberatungskanzlei, erledigen lassen oder wie die Verwaltung des Schweizer Wohnungseigentum „...“ nicht beachtet. Pflichtwidrig sei auch die Mandatierung seines Sozius, des Beklagten zu 2), im Zusammenhang mit dem Zivilverfahren vor dem Bonner Landgericht wegen der Mietzinsansprüche für die ... gewesen, denn für ihn als Rechtsanwalt sei es unnötig gewesen, sich neben der Einschaltung einer örtlichen Kanzlei zur Prozessvertretung Rechtsrat bei seinem Sozius einzuholen. Schließlich habe er den Nachlass mit unberechtigten Beratungsleistungen der eigenen Sozietät und des von ihm mitgeführten Steuerberaterbüros belastet. Jedenfalls aber seien die vom Nachlass gezahlten Testamentsvollstreckerhonorare überhöht; statt der vereinnahmten Vergütung von DM 202.299,36 stehe ihm allenfalls ein Anspruch von DM 9.000.‑ p. a. zu.

2.) Er habe als Amtsnachfolger des Beklagten zu 1) Anspruch auf Herausgabe der Testamentsvollstreckerakten im Original; Kopien wie nunmehr mit den 9 Leitzordnern in der mündlichen Verhandlung vorgelegt seien unzureichend.

3.) Zur Begründung seiner Schadensersatzansprüche trägt er vor:

‑ der Beklagte zu 1) müsse den Differenzbetrag zwischen dem gezahlten Testamentsvollstreckerhonorar der letzten 4 1/2 Jahre (DM 202.299,36, Anlage K 10‑14 zur Klageschrift) und dem ihm allenfalls zustehenden Honorar (4,5 x DM 9.000.‑ inkl. MwSt) zurückzahlen (= DM 161.799,36 = € 82.726,70);

‑ er habe die zu Unrecht ausgezahlten Steuerberaterkosten in Höhe von € 46.622.‑ (Anlage 20 ‑ 28 zur Klageschrift) zurückzuzahlen, da er als Testamentsvollstrecker zum einen nicht befugt war, für die Vorerbin Steuererklärungen zu erstellen bzw. erstellen zu lassen; zum anderen hätte der Beklagte zu 1) als Steuerberater eventuell für die Testamentsvollstreckung relevante Steuerfragen selbst beantworten müssen, statt die eigene Steuerberatergesellschaft damit zu Lasten des Nachlasses zu mandatieren.

‑ Auch zur Mandatierung der eigenen Rechtsanwaltkanzlei sei er nicht befugt gewesen soweit eine Delegierung auf Dritte überhaupt zulässig gewesen sei ‑ und er müsse daher die entsprechend den 54 Gebührennoten seiner Kanzlei gezahlten € 146.497,95 ebenso zurückerstatten wie die im Zusammenhang mit dem Verfahren vor dem Landgericht Bonn gezahlten Rechnungen seines Sozius, und zwar habe er für die Rückzahlung der Rechnungen vom 15.7. und 11.12.1998 (Anlage K 15 und 87 zur Klageschrift) in Höhe von € 7.126,38 allein und für die übrigen damit zusammenhängenden Rechnungen (Anlage K 88 ‑ 94 zur Klageschrift) in Höhe von € 9.248,04 gesamtschuldnerisch mit dem Beklagten zu 2) einzustehen, dem insoweit auch mangelhafte Beratungsleistungen vorzuwerfen sei, weil er nach Erlass des erstinstanzlichen Urteils habe erkennen müssen, dass eine weitere Rechtsverfolgung aussichtslos sei.

‑ Der Beklagte zu 1) habe es während seiner Amtszeit pflichtwidrig versäumt, für die im

ungeteilten Miteigentum der beiden Erben stehende Wohnung ... eine Nutzungsentschädigung der Vorerbin durchzusetzen; vielmehr habe ... ... die Wohnung allein genutzt, während die Kosten von beiden hälftig getragen worden seien. Die im Oktober 2001 ausgehandelte alleinige Nutzungsbefugnis hätte auf entsprechende Initiative des Beklagten zu 1) bereits ab dem 1.1.1998 gezahlt. Deshalb seien der Vorerbin in der Zeit vom 1. 1. 1998 bis zum 30.9.2001 Einkünfte in Höhe von € 9.203,25 (= 45 Monate zu je DM 400.‑ = DM 18.000.‑) entgangen, die der Beklagte zu 1) zu ersetzen habe. 

- der Beklagte zu 1) habe schließlich die im Zusammenhang mit seiner Amtsniederlegung entstandenen Kosten für die Neuerteilung eines Testamentsvollstreckerzeugnisses, für die unnütze Fahrt nach Frankfurt am Main am ... 2001 sowie für die abermalige Konstituierung des Nachlasses zu tragen, die nur auf Grund der unzureichenden Auskünfte des Beklagten zu 1) notwendig geworden sei.

Der Kläger hatte ursprünglich mit seinem Antrag zu 1) beantragt, den Beklagten zu 1) zu verurteilen, ihm Auskunft über den Nachlassbestand am 15.12.1981 sowie über den Verbleib der Nachlassgegenstände zum Stichtag 1.8.2001 zu erteilen. Nachdem der Beklagte zu 1) in der mündlichen Verhandlung vom 12.11.2004 ein mit Schriftsatz vom 25.10.2004 übersandtes Nachlassverzeichnis (Anlage 393 zu diesem Schriftsatz, Bl. 1072 ff. d.A) unterzeichnet und dem Kläger ausgehändigt hatte, beantragt er nunmehr unter Aufgabe seines ursprünglich hilfsweise gestellten Antrags auf eidesstattliche Versicherung der insofern erteilten Auskünfte als richtig und vollständig,

1.) festzustellen, dass der Antrag auf Auskunft über den Bestand des am ... 1981 verstorbenen zum Stichtag 15.12.1981 sowie über den Verbleib der Nachlassgegenstände zum Stichtag 1.8.2001 in der Hauptsache erledigt ist;

2.) den Beklagten zu 1.) zu verurteilen, dem Kläger eine Abrechnung über seine Testamentsvollstreckertätigkeit in der Zeit vorn 15.12.1981 bis zum 1.8.2001 zu erteilen (wobei für die Jahre 1990 ‑1992 sowie 1997 ‑2001 Abrechnungen der Konten der ... Bonn mit den Nrn.: ..., ..., ..., ... sowie der ... Bank mit den Kontonummern: ... und ... vorliegen);

3.) den Beklagten zu 1.) zu verurteilen, an den Kläger die Testamentsvollstreckerakten bezüglich des Nachlasses des am ... 1981 verstorbenen ... einschließlich aller Kontoauszüge und Urkunden im Original herauszugeben;

4.) den Beklagten zu 1.) zu verurteilen, an den Kläger € 328.086,72 nebst Zinsen in Höhe von 5% über dem jeweiligen Basiszinssatz aus € 74.222,60 seit dem 11.11.2001 und aus weiteren € 253.844,12 seit Rechtshängigkeit zu zahlen;

5.) die Beklagten zu 1.) und 2.) als Gesamtschuldner zu verurteilen, an den Kläger € 9.248,04 nebst Zinsen in Höhe von 5% über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagten beantragen,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte zu 1) beantragt ferner hilfsweise,

festzustellen, dass die Anträge zu 1) bis 3) in der Hauptsache erledigt sind.

Die Beklagten tragen vor:

1.) Der Beklagte zu 1) habe dem Kläger bereits vor Rechtshängigkeit alle erforderlichen Auskünfte erteilt, nämlich bei dem Treffen am 17.8.2001 sowie im darauf folgenden Schriftverkehr;

2.) Der Beklagte zu 1) habe jährlich Rechnung gelegt in Form der Erstellung entsprechender Steuererklärungen, die... auf Grund der ihm erteilten Generalvollmacht für seine Schwester wirksam über die Jahre bis 1998 akzeptiert habe; ein weitergehender Rechnungslegungsanspruch bestehe nach dem darin liegenden Verzicht der Erben nicht. Das Verlangen nach einer erneuten Rechnungslegung über eine beinahe 20 Jahre währende Amtszeit sei auch schikanös, jedenfalls aber nur gegen Kostenzusage zu erfüllen.

3.) Der Beklagte zu 1) sei nicht zur Herausgabe der Testamentsvollstreckerakten im Original verpflichtet, soweit und solange hier noch ein Verfahren gegen ihn laufe; insoweit berufe er sich auf ein Zurückbehaltungsrecht.

4.) Die Erträgnisse stünden der Vorerbin nicht zu, sondern seien dem Nacherben vorzubehalten; ihre standesgemäße Versorgung habe nach dem Willen des Erblassers aus den aus dem nicht der Testamentsvollstreckung unterliegenden Vermögen erfolgen sollen.

5.) Schadensersatzansprüche stünden dem Kläger nicht zu:

‑ sein testamentarisch bestimmtes Testamentsvollstreckerhonorar habe er berechtigterweise auf der Basis der letzten im vorliegenden Bilanz aus dem Jahre 1996 berechnet. Mangels Kenntnis der nachfolgenden Jahresabschlüsse habe er auch für die späteren Jahre sein Honorar auf dieser Basis berechnet und davon dann Abschläge vorgenommen.

‑ Die von ihm veranlasste Mandatierung Dritter sei zulässig gewesen, denn er habe als Testamentsvollstrecker nicht sein Spezialwissen als Rechtsanwalt und Steuerberater kostenlos zur Verfügung stellen müssen, sondern er sei insoweit gleich einem Laien, etwa einem Pfarrer, zu behandeln, der ebenfalls Dritte mit diesen Aufträgen hätte mandatieren müssen. Im Übrigen sei die Einschaltung auch notwendig gewesen, nachdem als Betreuer bestellt worden sei und ständig neue Anfragen vorgebracht habe. Im Einzelnen seien im Rahmen dieser Beauftragung Dritter die im Schriftsatz vom 7.10.2003, S. 6 ff. (Bl. 576 ff. d.A.) aufgeführten Leistungen berechtigterweise abgerechnet worden. Im Übrigen habe die Mandatierung der Gesellschaften, denen er selbst angehöre, dazu beigetragen, dass diese Kosten hätten niedrig gehalten werden können.

‑ Seines Wissens habe auch ... die Wohnung "..." genutzt.

Der Beklagte zu 1) hat ferner beantragt, den Rechtsstreit bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Wirksamkeit der Erbausschlagung durch den Betreuer ... gemäß § 148 ZPO auszusetzen, da diese Entscheidung für den hiesigen Rechtsstreit vorgreiflich sei.

Der Beklagte hat ferner wegen noch offener Vergütungs‑ bzw. Aufwandsersatzansprüche Hilfswiderklage erhoben, soweit das Gericht die geltend gemachten Zahlungsanträge des Klägers für unbegründet erachtet, und hilfsweise die Aufrechnung gegen evtl. zuerkannte Zahlungsansprüche erklärt.

Wegen weiterer Einzelheiten des Vorbringens der Parteien wird auf die gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen.

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE

Die Klage ist im hier zu entscheidenden Umfang begründet.

1.) Dem Kläger stand ursprünglich ein Auskunftsanspruch gegen den. Beklagten zu 1) als seinem Amtsvorgänger zu in derselben Weise, wie er einem Erben zusteht (vergl. Staudinger‑Reimann, BGB, Rz. 8 zu § 2218). Diesen Auskunftsanspruch hat der Beklagte zu 1) auch nicht vorprozessual erfüllt, denn die unvollständige Übergabe verschiedener Schriftstücke ist nicht geeignet, diese Forderung zu befriedigen. Vielmehr ist die Erfüllung erst dadurch eingetreten, dass der Beklagte zu 1) in der mündlichen Verhandlung vom 12.11.2004 (Bl. 1086 d.A.) ein unterschriebenes Exemplar seines mit der Anlage 393 im Schriftsatz vom 25.10.2004, Bl. 1072 d.A.) zu den Akten gereichten Nachlassverzeichnisses ausgehändigt hat. Die Unterzeichnung dieses Schriftstücks ist zur Erfüllung dieser Verpflichtung notwendig (vergl. Bengel/Reimann, Handbuch der Testamentsvollstreckung, 3.Aufl., Rz. 24 zu Kap. 3). Auch sofern vorangegangene Auflistungen, die der Beklagte zu 1) zu den Akten gereicht oder vorprozessual dem Kläger bekannt gegeben hat, inhaltlich diesem Verzeichnis entsprechen sollten, waren sie mangels Unterzeichnung nicht geeignet, das Auskunftsbedürfnis des Klägers zu befriedigen. Mithin war die Klage insofern nicht von Anfang an unbegründet, sondem hat sich erst durch ein nach Rechtshängigkeit eingetretenes Ereignis erledigt.

Eine Verpflichtung, die Richtigkeit und Vollständigkeit dieser Auskunft eidesstattlich zu versichern, war nicht auszusprechen, nachdem der Kläger einen diesbezüglich gestellten Hilfsantrag nicht mehr aufrechterhalten hat.

2.) Dem Kläger steht auch ein Anspruch auf Rechnungslegung im nunmehr noch geltend gemachten Umfang zu, denn der Testamentsvollstrecker hat nach Beendigung seines Amtes grundsätzlich Rechenschaft abzulegen (vergl. Bengel/Reimann, Handbuch der Testamentsvollstreckung, Rz. 70 zu Kap. 7). Dieser Anspruch besteht unabhängig davon, ob die Erben zuvor wirksam auf eine Rechnungslegung verzichtet haben, denn insofern kann sich der Nachfolger im Amt auf einen eigenen Anspruch berufen (vergl. Palandt‑Edenhofer, BGB, Rz. 10 zu § 2218).

Demgegenüber kann sich der Beklagte zu 1) nicht auf Erfüllung berufen, denn die bisher vorgelegten Abrechnungen betreffen ‑ unstreitig ‑ ausschließlich die letzten Jahre seiner Tätigkeit und führen daher nicht zu einer vollständigen, lückenlosen und leicht überprüfbaren Übersicht, die hier zu fordern ist (vergl. Bengel/Reimann, Handbuch der Testamentsvollstreckung, Rz. 273f zu Kap. 6). Dem Verlangen steht auch nicht das Schikaneverbot oder der Unzumutbarkeitseinwand entgegen, denn der Testamentsvollstrecker hat in allen Fällen seiner Amtsbeendigung seine Rechenschaft abzulegen (vergl. Bengel/Reimann, Handbuch der Testamentsvollstreckung, Rz. 291f zu Kap. 6).

3.) Der Kläger hat als Amtsnachfolger auch Anspruch auf Herausgabe der Testamentsvollstreckerakten im Original (vergl. Bengel/Reimann, Handbuch der Testamentsvollstreckung, Rz. 70 zu Kap. 7). Dazu gehören alles, was der vormalige Testamentsvollstrecker zur Ausführung seines Amtes erhalten und aus dessen Besorgung erlangt hat einschließlich der Unterlagen über seine Amtsführung (vergl. Palandt‑Edenhofer, BGB, Rz. 10 zu § 2218).

Der Beklagte zu 1) kann sich demgegenüber nicht auf ein Zurückbehaltungsrecht im Hinblick auf den hier anhängigen Rechtsstreit berufen. Denn insoweit fehlt es an einem Rechtsschutzinteresse des Beklagten zu 1): Zur Verteidigung in diesem Verfahren genügen dem Beklagten zu 1) auch Kopien seiner Akten; notfalls kann er im Prozess zudem die Vorlage von Urkunden gemäß §§ 421 ff. ZPO veranlassen.

Soweit dem Beklagten zu 1) nach Beendigung seines Amtes noch ein Zurückbehaltungsrecht im Hinblick auf die behaupteten offenen Vergütungs‑ bzw. Aufwendungsersatzansprüche grundsätzlich zustehen könnte, hat er sich selbst nicht darauf berufen. Im Übrigen ist zweifelhaft, ob hier die Geltendmachung eines so begründeten Zurückbehaltungsrechtes nicht rechtsmissbräuchlich wäre angesichts des Umstandes, dass er die erforderlichen Auskünfte und Rechnungslegungen, die im Wesentlichen die behaupteten Forderungen begründen sollen, erst nach Rechtshängigkeit erfüllt hat.

4.) Der Antrag auf Aussetzung dieses Verfahrens wegen Vorgreiflichkeit der Entscheidung über die Genehmigung der Erbausschlagung war zurückzuweisen, denn gemäß § 148 ZPO liegt eine Vorgreiflichkeit nur dann vor, wenn die Entscheidung über die hier streitigen Rechtsverhältnisses jedenfalls teilweise vom Bestehen oder Nichtbestehen eines. Rechtsverhältnisse abhängig wäre, über das ein anderes Verfahren schwebt. Das ist hier aber gerade nicht der Fall; vielmehr ist umgekehrt die Entscheidung in dieser Sache vorgreiflich für die Entscheidung über die Genehmigung der Erbausschlagung, denn die hier streitgegenständlichen Fragen nach dem Bestand des Nachlasses und der Herausgabe der Testamentsvollstreckerakten sind maßgeblich für die Frage, ob eine Erbausschlagung angezeigt und daher zu genehmigen ist. Gleiches ergibt sich bereits aus dem Vermerk des in der Sache tätigen Amtsrichters (Anlage B 256 zum Schriftsatz vom 25.4.2003, Bl. 402 d.A.). Im Übrigen berührt die Frage der Erbausschlagung die Stellung des hier klagenden Testamentsvollstreckers nicht, zumal die Annahme einer Erbschaft nicht Voraussetzung für die Amtsannahme des Testamentsvollstreckers ist.

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf 709 ZPO.

Die Kostenentscheidung war dem Schlussurteil vorzubehalten.

Tietje

Beschluss

Der Gegenstandswert wird wie folgt festgesetzt:

Zum Antrag zu 1) auf € 5.000.‑,

Zum Antrag zu 2) auf € 1.365.‑,

Zum Antrag zu 3) auf € 5.000.‑ (§ 3 ZPO).

Tietje

